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362. Bundesgesetz: Apothekengesetznovelle 1990
(NR: GP XVII RV 1336 AB 1391 S. 146. BR: AB 3898 S. 531.)

363. Bundesgesetz: Änderung des Rezeptpflichtgesetzes
(NR: GP XVII IA 363/A AB 1390 S. 146. BR: AB 3897 S. 531.)

3 6 2 . Bundesgesetz vom 7. Juni 1990, mit dem
das Apothekengesetz geändert wird (Apothe-

kengesetznovelle 1990)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Apothekengesetz, RGBl. Nr. 5/1907, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 502/1984, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 7 lautet:

„(7) Von der Erlangung der Berechtigung zum
Betrieb einer neu zu errichtenden öffentlichen
Apotheke ist ausgeschlossen, wer im Besitz einer
konzessionierten Apotheke ist oder war, wenn nach
Zurücklegung der Konzession nicht fünf Jahre
vergangen sind. Dies gilt nicht, wenn ein Konzes-
sionsinhaber, weil der Bedarf an seiner öffentlichen
Apotheke nach behördlicher Feststellung nicht mehr
gegeben ist, um die Konzession zum Betrieb einer
neu zu errichtenden öffentlichen Apotheke oder um
Bewilligung zur Verlegung der öffentlichen Apo-
theke an einen neuen Standort gemäß § 14 Abs. 2
ansucht."

2. § 8 a lautet:

„§ 8 a. Innerhalb des in § 10 Abs. 3 und 4
genannten Umkreises dürfen dringend benötigte
Arzneimittel an Patienten durch apothekeneigene
Zustelleinrichtungen zugestellt werden."

3. § 10 lautet:

„§ 10. (1) Die Konzession für eine neu zu
errichtende öffentliche Apotheke ist zu erteilen,
wenn

1. in der Gemeinde des Standortes der öffentli-
chen Apotheke ein Arzt seinen ständigen
Berufssitz hat und

2. ein Bedarf an einer neu zu errichtenden
öffentlichen Apotheke besteht.

(2) Ein Bedarf besteht nicht, wenn
1. die Zahl der von der künftigen Betriebsstätte

der neu zu errichtenden öffentlichen Apotheke

aus zu versorgenden Personen weniger als
5 500 beträgt oder

2. die Entfernung zwischen der künftigen
Betriebsstätte der neu zu errichtenden öffentli-
chen Apotheke und der Betriebsstätte der
nächstgelegenen bestehenden öffentlichen
Apotheke weniger als 500 m beträgt oder

3. die Zahl der von der Betriebsstätte einer der
umliegenden bestehenden öffentlichen Apo-
theken aus weiterhin zu versorgenden Perso-
nen sich infolge der Neuerrichtung verringert
und weniger als 5 500 betragen wird.

(3) Zu versorgende Personen gemäß Abs. 2 Z 1
sind die ständigen Einwohner aus einem Umkreis
von vier Straßenkilometern von der künftigen
Betriebsstätte der neu zu errichtenden öffentlichen
Apotheke, die auf Grund der örtlichen Verhältnisse
aus der neu zu errichtenden öffentlichen Apotheke
zu versorgen sein werden.

(4) Zu versorgende Personen gemäß Abs. 2 Z 3
sind die ständigen Einwohner aus einem Umkreis
von vier Straßenkilometern von der Betriebsstätte
der bestehenden öffentlichen Apotheke, die auf
Grund der örtlichen Verhältnisse aus dieser
bestehenden öffentlichen Apotheke weiterhin zu
versorgen sein werden.

(5) Beträgt die Zahl der ständigen Einwohner im
Sinne der Abs. 3 oder 4 weniger als 5 500, so sind die
auf Grund der Beschäftigung, der Inanspruchnahme
von Einrichtungen und des Verkehrs in diesem
Gebiet zu versorgenden Personen bei der Bedarfs-
feststellung zu berücksichtigen.

(6) Die Entfernung gemäß Abs. 2 Z 2 darf
ausnahmsweise unterschritten werden, wenn es
besondere örtliche Verhältnisse im Interesse einer
ordnungsgemäßen Arzneimittelversorgung der Be-
völkerung dringend gebieten.

(7) Zur Frage des Bedarfes an einer neu zu
errichtenden öffentlichen Apotheke ist ein Gutach-
ten der Österreichischen Apothekerkammer einzu-
holen. Soweit gemäß § 29 Abs. 4 und 5 Ärzte
betroffen sind, ist auch ein Gutachten der
Österreichischen Ärztekammer einzuholen."
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4. § 14 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Verlegung einer öffentlichen Apotheke
an einen anderen Standort ist zu bewilligen, wenn
die Voraussetzungen des § 10 zutreffen und
überdies von dem neuen Standort aus der Bedarf des
Gebietes besser befriedigt werden kann."

5. § 38 lautet:

„§ 38. Für Anstaltsapotheken gelten die §§ 4 bis 7,
§ 9 Abs. 2, § 10 Abs. 2 Z 3, § 14 Abs. 1, § 17 b Abs. 1
und 2, § 20 und § 20 a sinngemäß."

6. § 48 Abs. 2 lautet:

„(2) In diese Verlautbarung ist eine Bestimmung
aufzunehmen, daß die Inhaber öffentlicher Apothe-
ken sowie gemäß § 29 Abs. 4 und 5 betroffene
Ärzte, welche den Bedarf an der neuen öffentlichen
Apotheke als nicht gegeben erachten, etwaige
Einsprüche gegen die Neuerrichtung innerhalb
längstens sechs Wochen, vom Tage der Verlautba-
rung an gerechnet, bei der Bezirksverwaltungsbe-
hörde, in deren Bezirk der Standort der neuen
öffentlichen Apotheke in Aussicht genommen ist,
geltend machen können, daß später einlangende
Einsprüche aber nicht in Betracht gezogen werden."

7. § 51 Abs. 3 lautet:

„(3) Gegen eine Entscheidung des Landeshaupt-
mannes, mit welcher die Konzession zum selbstän-
digen Betriebe einer öffentlichen Apotheke verwei-
gert wird, steht dem Antragsteller, gegen die
Erteilung der Konzession aber denjenigen Inhabern
öffentlicher Apotheken und gemäß § 29 Abs. 4 und
5 betroffenen Ärzten, welche gemäß § 48 Abs. 2
rechtzeitig einen Einspruch erhoben haben, die
Berufung an das Bundeskanzleramt zu."

Artikel II

Übergangsbestimmung

(1) Die gemäß § 29 Abs. 4 und 5 betroffenen
Ärzte, die nach dem 1. Jänner 1985 und vor dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in einem
Verfahren betreffend die Neuerrichtung einer
öffentlichen Apotheke nicht als Partei beigezogen
waren, können ihre Parteienrechte bis längstens
sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes geltend machen.

(2) Wurden Parteien im Sinne des Abs. 1
übergangen, bleiben sämtliche Wirkungen von
Bescheiden bis zu einer rechtskräftigen Entschei-
dung über allfällige Rechtsmittel auch den übergan-
genen Parteien gegenüber aufrecht.

Waldheim

Vranitzky

363. Bundesgesetz vom 7. Juni 1990, mit dem
das Rezeptpflichtgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz vom 25. Oktober 1972 über die
Abgabe von Arzneimitteln auf Grund ärztlicher
Verschreibung (Rezeptpflichtgesetz), BGBl.
Nr. 413/1972, wird wie folgt geändert:

1. Der § 1 erhält die Absatzbezeichnung „(1)".
Dem § 1 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Arzneimittel im Sinne des Abs. 1 dürfen,
sofern es sich nicht um die Abgabe durch Hersteller,
Depositeure oder Arzneimittelgroßhändler (§§ 57
und 58 des Arzneimittelgesetzes) handelt, nur in
Apotheken zur Abgabe bereitgehalten, angeboten
oder abgegeben werden."

2. § 6 lautet:

„§ 6. (1) Wer
1. ein Arzneimittel in einer Apotheke entgegen

der Vorschrift des § 1 Abs. 1 abgibt, oder
2. ein Arzneimittel entgegen der Vorschrift des

§ 1 Abs. 2 zur Abgabe bereithält, anbietet oder
abgibt, oder

3. zum Zwecke eines unbefugten Arzneimittelbe-
zuges ein Rezept fälscht oder verfälscht, oder

4. mit einem gefälschten oder verfälschten
Rezept in einer Apotheke ein Arzneimittel
bezieht oder dies versucht,

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in
die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und
ist mit Geldstrafe bis zu 50 000 S zu bestrafen.

(2) Arzneimittel, die entgegen § 6 Abs. 1 Z 2 zur
Abgabe bereitgehalten, angeboten oder abgegeben
werden, sowie ein aus der Abgabe erzielter Erlös,
unterliegen dem Verfall.

(3) Wer ein rezeptpflichtiges Arzneimittel außer-
halb einer Apotheke erwirbt, ist nicht wegen
Anstiftung oder Beihilfe zu einer Übertretung nach
Abs. 1 Z 2 strafbar; es kann jedoch auf den Verfall
des Arzneimittels selbständig erkannt werden."

3. Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt:

„§ 6 a. Die Bundesgendarmerie, in Orten, in
denen Bundespolizeibehörden bestehen, die Sicher-
heitsorgane dieser Behörden, haben bei der
Vollziehung des § 6 Abs. 1 Z 2 als Organe der
Bezirksverwaltungsbehörde durch

1. Überwachung der Einhaltung dieser Bestim-
mung und

2. Maßnahmen, die für die Einleitung und
Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren
erforderlich sind,

mitzuwirken."

Waldheim

Vranitzky


